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Natürlicher Geländeverlauf

ASM 7 - Schaffung von Ersatzquartieren 
Zur Stützung der lokalen Populationen von Fledermausarten ist der abrissbedingte 
Verlust potenzieller Quartiere durch 2 Fledermauskästen an neu zu errichtenden Ge- 
bäuden auszugleichen. Dabei ist eine Mindesthöhe von 3 m, freie Anflugmöglichkeiten 
und die Ausrichtung in südlicher, östlicher oder nördlicher Richtung zu realisieren. Die 
Montage der Ersatzquartiere ist fachgutachterlich zu betreuen. Lage und Verteilung 
sind vorab mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

ASM 9 - Schaffung von Nisthilfen (Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme - 
CEF-Maßnahme)
Für den im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Brutplatz des Gartenrotschwanzes 
sind im Plangebiet an den erhalten bleibenden Gehölzen zwei artspezifische Nisthilfen 
anzubringen. Die Montage ist fachgutachtlich zu betreuen. Lage und Verteilung sind 
mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.�

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9, Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89, Abs. 2 SächsBO)

1 Dächer und Dachaufbauten, allgemein

Flachdächer der Hauptgebäude sind zu mind. 80% intensiv zu begrünen. Bei der Wahl 
des Schichtaufbaus und der Vegetationsbedeckung ist ein Abflussbeiwert von 0,3 dau- 
erhaft zu gewährleisten. Die begrünten Dachflächen sind auf mind. 18 cm Substratauf- 
lage mit krautigen Pflanzen, Gräsern und Sedum so zu bepflanzen, dass eine ge- 
schlossene Vegetationsfläche (von der Vegetation vollständig überdeckte Substrat- 
schicht) entsteht. Erhaltende Pflegemaßnahmen sind sicherzustellen. Photovoltaikan- 
lagen sind in Kombination mit Dachbegrünungen zulässig. Die Anlagen müssen min- 
destens um das Maß ihrer Höhe von der Gebäudeaußenkante zurücktreten. 

Bei Doppelhäusern sind die Dächer hinsichtlich Dachneigung, Material und Farbe auf- 
einander abgestimmt auszuführen, so dass ein gleichgewichtiger Gesamtbaukörper 
gebildet wird.

2 Fassaden, Fenster, Wintergärten und Terrassen, allgemein

Die Außenwände sind zu verputzen oder mit mineralischen Materialien oder Holz aus- 
zuführen. Metallisch glänzende, grelle oder reflektierende Oberflächen oder Anstriche 
sowie Wärmedämmverbundsysteme (WDVS) sind nicht zulässig.

Mindestens 10% der Fassadenfläche eines Gebäudes sind mit Kletter- und/oder Rank- 
pflanzen zu begrünen.

Bei Doppelhäusern sind die Fassaden in Material und Farbe einheitlich und aufeinan- 
der abgestimmt auszuführen, so dass ein gleichgewichtiger Gesamtbaukörper entsteht.

Fenster und Türen sind nur als Holz- oder Holz-Alu-Fenster bzw. -Türen zulässig. 
Ausnahmsweise zulässig sind Kunststofffenster in der Farbgebung anthrazit. 

Wintergärten sind nur als gebäudeintegrierte Anlagen und nur mit Fassadenelementen 
mit Holz- und/oder Metalloberflächen zulässig. 

Als Terrassenbelag ist unbehandeltes Lärchen- oder Robinienholz zu verwenden.

3 Carports

Carports sind in unbehandeltem Holz mit begrüntem Flachdach zulässig. Dabei ist 
mind. eine Seite mit Holzlamellen raumhoch auszubilden. 

4 Spezielle Festsetzungen in den Baugebieten

WR 01 (Abb. 01)

Konstruktion: Folgende Konstruktionsmaterialien sind für die Gebäude, die den nach- 
folgenden Planstraßen zugeordnet sind, zu verwenden:

Planstraße A: Lehmbauten oder Strohballenhäuser
Planstraße B: Holzbauten (Blockhäuser sind nicht zulässig)
Planstraße C: Massivbau in monolithischer Bauweise

Fassaden: Folgende Oberflächenmaterialien sind für die Gebäude zu verwenden:
Planstraße A: Lehmputz oder Holz in seiner ursprünglichen Farbigkeit

(Lärchenholz, unbehandelt)
Planstraße B: Holz in seiner ursprünglichen Farbigkeit (Lärchenholz,

unbehandelt)
Planstraße C: überwiegend mineralischer Glattputz, in Teilflächen Holz in

seiner ursprünglichen Farbigkeit (Lärchenholz, unbehandelt)
Die Oberfläche mineralischer Glattputze ist in hell- bis mitteltonig
abgemischten Erd- und Grautönen auszuführen.

Sockelausbildung: mineralischer Putz, anthrazitfarbener Klinker mit matter Oberfläche 
oder unpolierter Naturstein

Dach: Dächer sind mit Kniestock (Höhe mind. 1,50 m, max. 2,00 m), verglast, auszubil- 
den. Alternativ dazu ist ein Kniestock von max 1,00 m Höhe ohne Fensterband zu- 
lässig. Dacheinschnitte und Dachgauben sind nicht zulässig. Als Dacheindeckung sind 
nur Tondachziegel im Farbton anthrazit zulässig. Glasierte Ziegel sind nicht zulässig. 
Photovoltaikpaneele sind als dachflächenintegrierte Anlagen zulässig. Dachbegrü- 
nungen sind zulässig.

Die einer Planstraße zugeordneten Häuser sind in Bezug auf Materialität, Farbigkeit, 
Baukörperausbildung und Dimensionierung einheitlich und aufeinander abgestimmt zu 
gestalten.

WR 02 und WR 03 (Abb. 02)

Den natürlichen Geländeverlauf ausnutzend sind Geschossversätze (split-level) 
zulässig.

Fassaden: Als Fassadenmaterial sind Lehm- oder Mineralputz, Holzverschalung (Lär- 
chenholz, unbehandelt) zulässig.

Sockelausbildung: mineralischer Putz oder unpolierter Naturstein

Dach: Dächer sind nur als Flachdächer mit Dachbegrünung und Solaranlagen zulässig.

WA 02 (Abb. 03)

Die Gebäude müssen auf einer von der Gehwegkante zurückversetzten Stützmauer 
errichtet werden. Sie sollen um 4,00 m in Richtung der Max-Kamprath-Straße auskra- 
gen. Unter den Gebäuden dürfen Garagen hinter der Geländeabstützwand angeordnet 
werden.

Fassaden: Fassaden sind als Putzfassaden mit mineralischer Oberflächenbeschich- 
tung auszuführen.

Sockelausbildung: Beton, mineralischer Putz oder unpolierter Naturstein

Dach: Dächer sind nur als Flachdächer mit Dachbegrünung und Solaranlagen zulässig.

5 Befestigte Flächen

Oberirdische PKW-Stellplätze, Zufahrten und Gehwege sind in wasserdurchlässigem 
Aufbau (z.B. Dränpflaster, Rasenpflastersteine, Natursteinpflaster mit Rasenfugen, 
wassergebundene Decke, Schotterrasen) auszuführen.

Die Planstraße 01 ist im Bereich des Angers mit hellem Asphalt zu befestigen. Die Fuß- 
und Radwegeverbindung an der Friedhofsmauer, der LKW-Wendebereich am Anger 
und die Planstraße D sind in TTE-Bauweise herzustellen. 

Die in der Planzeichnung mit "LKW-Wendebereich" gekennzeichnete Fläche am Anger 
ist in wasserdurchlässigem Aufbau mit Rasenpflastersteinen und Rasenfugen auszu- 
führen.  

Die Stellplätze am Anger, die Planstraßen A, B und C, Gehwege sowie der Platz vor 
dem Stadtteilhaus sind in wasserdurchlässigem Aufbau aus Pflaster ohne dichten 
Fugenverguss herzustellen. 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Aufgrund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 3. November 
2017 (Bundesgesetzblatt I, Seite 3634), zuletzt geändert am 28. Juli 2023 
(Bundesgesetzblatt 2023 I Nr. 221) sowie des § 89 der Sächsischen Bauord- 
nung (SächsBO) vom 11. Mai 2016 (Sächsisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt, Seite 186), zuletzt geändert am 20. Dezember 2022 (Sächsisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt, Seite 705) und des § 4 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 25. Juni 2019 (Sächsisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt, S. 494), zuletzt geändert am 20. Dezember 2022 (Sächsi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt, S. 705), hat der Stadtrat der Großen 
Kreisstadt Meißen in seiner Sitzung am . . . . . . . . . . . . .  den Bebauungsplan 
"Wohngebiet Fürstenberg", bestehend aus der Planzeichnung mit Zeichener- 
klärung sowie den textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen und die 
Begründung hierzu gebilligt.

Satzung der Großen Kreisstadt Meißen 

Bebauungsplan 

"Wohngebiet Fürstenberg"
in Meißen

Vom ...............2024

I Planungsrechtliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 In den Reinen Wohngebieten (WR 01 – WR 03) sind mit Bezug auf § 3 Abs. 2 
BauNVO folgende Nutzungen zulässig:

- Wohngebäude,
- Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebie- 
  tes dienen.

Zu den zulässigen Wohngebäuden gehören gem. § 3 Abs. 4 BauNVO auch solche, die 
ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen. 

Auf Basis von § 1 Abs. 6 BauNVO sind die in § 3 Abs. 3 BauNVO benannten Nutzun- 
gen nicht zulässig.

1.2 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 01 sind mit Bezug auf § 4 Abs. 2 BauNVO 
folgende Nutzungen zulässig:

- Wohngebäude,
- der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaf- 
  ten sowie nicht störende Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Mit Bezug auf § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO wird festgesetzt, dass Wohnungen im Erdge- 
schoss nicht zulässig sind.

Auf Basis von § 1 Abs.5 BauNVO sind die nicht aufgeführte Nutzungen nach § 4 Abs. 2 
BauNVO sowie die in § 4 Abs. 3 BauNVO benannten Nutzungen nicht zulässig.

1.3 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 02 sind mit Bezug auf § 4 Abs. 2 BauNVO
folgende Nutzungen zulässig:

- Wohngebäude,
- nicht störende Handwerksbetriebe.

Mit Bezug auf § 1 Abs. 7 Nr. 2 wird festgesetzt, dass Wohnungen im Hanggeschoss 
(auf Straßenniveau) nicht zulässig sind.

Auf Basis von § 1 Abs.5 BauNVO sind die nicht aufgeführten Nutzungen nach § 4 
Abs. 2 BauNVO sowie die in § 4 Abs. 3 BauNVO benannten Nutzungen nicht zulässig.

1.4 Ladesäulen für Elektromobilität sind im Zusammenhang mit Stellplätzen zulässig.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9, Abs. 1, Nr. 1 BauGB)

2.1 Bestimmung des Höhenbezugspunktes (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen baulicher Anlagen ist die Höhe der angren- 
zenden fertig ausgebauten Verkehrsfläche in der Mitte des jeweiligen Gebäudes. Als 
Gebäudehöhe gilt die Oberkante Attika bzw. First. Davon abweichend wird als Bezugs- 
punkt für die rückwärtigen Gebäude die in der Planzeichnung angegebene Gelände- 
höhe (Hbp in m ü. NHN) festgesetzt.

2.2 Festsetzung der Höhenlage des Erdgeschossfußbodens (§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Im WA 02 muss das Niveau des Wohngeschossfußbodens bei 2,50 m bis 3,00 m über 
dem Höhenbezugspunkt liegen (4 m stützenfrei auskragend über Geländestützwand). 
Maßgeblich ist die Oberkante des Fertigfußbodens. 

2.3 Zulässige Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Die in der Planzeichnung festgesetzte Höhe baulicher Anlagen darf im WR 02 und 
WR 03 sowie im WA 01 und WA 02 um max. 1,50 m durch Dachaufbauten und Technik 
sowie aufgeständerte Solaranlagen überschritten werden, soweit diese 1,0 m von der 
Gebäudekante zurücktreten.

Im WR 02 und WR 03 muss die Höhe der sichtbaren Wandfläche zur Straßenseite 
mind. 3,50 m betragen, gemessen von der Geländeoberfläche bis zur Attikaoberkante.

2.4 Überschreitung der zulässigen Grundfläche (§ 19 Abs. 4 S.3 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 01 darf die zulässige Grundfläche durch bauliche An- 
lagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Grundstück lediglich unterbaut 
wird, höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 0,85 überschritten werden.

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9, Abs. 1, Nr. 2 BauGB)

3.1 Bauweise (§ 22 BauNVO)

Als Bauweise sind entsprechend der Nutzungsschablone (s. Planzeichnung) in den 
jeweiligen Baufeldern zulässig:

WR 01 / WR 02 / WR 03: Einzelhäuser, ausnahmsweise auch Doppelhäuser bei 
einheitlicher Gestaltung und zeitgleicher Errichtung,

WA 01: ein Gebäude in offener Bauweise einschl. hangseitig ange- 
ordneter Garagenebene auf Platzniveau, jedoch unter rück- 
seitigem Geländeniveau (intensive Dachbegrünung),

WA 02: vier Wohnhäuser in abweichender Bauweise gem. § 22 Abs. 4
 BauNVO mit Garagen im Hanggeschoss (auf Straßenniveau)

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baulinien und Baugrenzen (Baufel- 
der) und die Grundflächenzahl (GRZ) in der Planzeichnung festgesetzt.

Baugrenzen dürfen zur Errichtung von Terrassen überschritten werden. Terrassen dür- 
fen bis zu einer Größe von insgesamt 25 m2 außerhalb der festgesetzten Baufelder 
jedoch nur im Zusammenhang mit dem Baukörper errichtet werden.

4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der Baufelder und der speziell 
für diese Anlagen ausgewiesenen Flächen zulässig. In den Reinen Wohngebieten 
(WR) sind Garagengebäude nicht zulässig.

Nebenanlagen außerhalb der Baugrenzen sind nicht zulässig. Ausnahmsweise sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen bis zu einer Größe von max. 5 m2 
zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke die- 
nen und seiner Eigenart nicht widersprechen, sofern sie verfahrensfreie Bauvorhaben 
i. S. v. § 61 Abs. 1 Nr. 1a der SächsBO sind und ihre Grundfläche insgesamt maximal 
10 m2 je Grundstück nicht überschreitet. 

Die Unterbringung bauordnungsrechtlich notwendiger Stellplätze ist auch zentral in der 
Quartiersgarage im WA 01 zulässig.

5 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Im WR 01, WR 02 und WR 03 sowie im WA 02 sind je Wohngebäude höchstens 2 
Wohnungen zulässig. Ausgenommen hiervon ist das Baugrundstück 1 im nördlichen 
Bereich des WR 02.

Baugesetzbuch (BauGB) Sächsisches Naturschutzgesetz 
Vom 3. November 2017 (SächsNatSchG)
(Bundesgesetzblatt I, Seite 3634), Vom 6. Juni 2013 (Sächsisches Gesetz- und
zuletzt geändert am 28. Juli 2023 Verordnungsblatt, Seite 451), zuletzt geändert
(Bundesgesetzblatt 2023 I Nr. 184) am 20. Dezember 2022 (Sächsisches Gesetz- 

und Verordnungsblatt, Seite 705)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) Sächsische Bauordnung (SächsBO) 
Vom 21. November 2017 (Bundesgesetzblatt I, Vom 11. Mai 2016 (Sächsisches Gesetz- 
 Seite 3786), zuletzt geändert 3. Juli 2023 und Verordnungsblatt, Seite 186), zuletzt
 (Bundesgesetzblatt 2023 I Nr. 176) geändert am 20. Dezember 2022 (Sächsisches

Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 705)

Planzeichenverordnung (PlanZV) Sächsisches Denkmalschutzgesetz
Vom 18. Dezember 1990 (Bundesgesetzblatt I, (SächsDSchG) 
Seite 58), zuletzt geändert am 14. Juni 2021 Vom 3. März 1993 (Sächsisches Gesetz- und
(Bundesgesetzblatt I, Seite 1802) Verordnungsblatt, Seite 229), zuletzt geändert 

am 20. Dezember 2022 (Sächsisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt, Seite 705)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen
Vom 29. Juli 2009 (Bundesgesetzblatt I, (SächsGemO)  
Seite 2542), zuletzt geändert am 8. Dezember 2022 Vom 25. Juni 2019 (Sächsisches Gesetz- und 
(Bundesgesetzblatt I, Seite 2240) Verordnungsblatt, S. 494), zuletzt geändert am 

20. Dezember 2022 (Sächsisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt S. 705)

Sächsisches Bestattungsgesetz (SächsBestG)
 Vom 8. Juli 1994 (Sächsisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt Seite 1321), zuletzt 
geändert am 26. April 2018 (Sächsisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 198)

6 Flächen zur Führung von Versorgungsanlagen und Leitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) und zur Herstellung des Straßenkörpers 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Alle der Versorgung des Plangebietes dienenden Leitungen sind unterirdisch zu 
verlegen. 

Zur Sicherstellung der öffentlichen Versorgung und zur Herstellung der Erschließungs- 
anlagen sind in den an die öffentliche Verkehrsfläche angrenzenden Grundstücken 
Stützbauwerke, Aufschüttungen, Abgrabungen, Hinterbeton der Randeinfassungen, 
Schränke für Strom- und Telefonversorgung, Beleuchtungskabel und Lampenfunda- 
mente sowie unterirdische Schachtelemente der Entsorgungsanlagen entlang der 
Grundstücksgrenze in den erforderlichen Breiten und Höhen zu dulden.

7 Flächen für die Abfallbeseitigung sowie Rückhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Stellflächen für private Müllbehälter sind so anzuordnen, dass sie von der öffentlichen 
Verkehrsfläche nicht eingesehen werden können. Öffentliche Wertstoffcontainer sind 
als Unterfluranlagen im Randbereich der mit "Platz" bezeichneten Fläche zu errichten. 

Das auf privaten Grundstücksflächen anfallende Niederschlagswasser ist zu nutzen 
(z.B. Gartenbewässerung, WC-Spülung über Zisterne) bzw. ortsnah den belebten 
Bodenzonen zuzuführen. Private Flächen sind nicht an die öffentliche Regenwasser- 
versickerung oder den öffentlichen Regenwasserkanal anzuschließen. Die Behinde- 
rung von Unterliegern durch Niederschlagswasser ist auszuschließen. Bei Nutzung des 
Niederschlagswassers für Toilettenspülungen ist eine zuverlässige Trennung zur Trink- 
wasserversorgung sicherzustellen. 

8 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 und Nr. 26 BauGB)

Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von 2 m zulässig. 

Betonstützkeile, Betonrückstützen von Randsteinen und Einfassungen sowie Mastfun- 
damente, die mit einer Breite von bis zu 15 cm und einer Tiefe von bis zu 40 cm in pri- 
vate Grundstücke hineinragen, sind von deren Eigentümern zu dulden. Straßenbö- 
schungen, die sich beim Ausbau der Erschließungsanlagen ergeben, werden zum 
Ausgleich von Höhenunterschieden im Verhältnis Höhe zu Länge wie 1 zu 1,4 an das 
vorhandene Gelände angeglichen. Die Erwerber der zu bildenden Flurstücke haben die 
mit der Herstellung des Straßenbaukörpers im Zusammenhang stehenden baulichen 
Eingriffe im Grenzbereich der Flurstücksflächen im vorgenannten Umfang zu dulden.

9 Festsetzungen zu Grünordnung und Artenschutz
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 BauGB)

9.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Zur Niederschlagswasserableitung sind Mulden-Rigolen-Elemente im Bereich des 
Angers sowie im Osten der Gebiete WR 02 und WR 03 entsprechend der Kennzeich- 
nung in der Planzeichnung herzustellen. Diese sind als Kiesrigole mit Geotextil, Sand- 
schicht und Überdeckung mit Oberboden und Vegetationsschicht auszuführen. 

9.2 Flächen für das Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB)

Vorhandene und neu anzupflanzende Laubgehölze sind zu pflegen, fachgerecht zu 
unterhalten und bei Abgang durch gleichwertige standortgerechte Gehölze der Pflanz- 
liste 02 zu ersetzen. Die im Plangebiet befindlichen erhaltenswerten Gehölzflächen 
sind während der Bauphase gemäß DIN 18920 zu schützen, dauerhaft zu erhalten und 
zu pflegen. Für die in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Flächen sind 
regelmäßig Pflegeschnitte durchzuführen. 

Die zeichnerisch festgesetzten Bäume sind mit standortgerechten Laubbaumarten der 
Pflanzliste 02 als Hochstämme (3 x verpflanzt, Stammumfang 14-18 cm, mit Ballen) 
oder alternativ als 3 Großsträucher (2 x verpflanzt, 3 Triebe, H 80 - 100 cm, mit Ballen) 
zu pflanzen. Ein Mindestabstand von 3 m zu Straßen ist einzuhalten. Die eingetragen- 
en Bäume auf dem Anger im Zentrum des Geltungsbereiches sind mit Ebereschen als 
Hochstämme mit einem Stammumfang von 16 - 18 cm zu bepflanzen. Die Lage kann 
geringfügig abweichen unter Beibehaltung der linearen Anordnung am Anger.

Die in den privaten Grundstücken festgesetzten Bäume können von der dargestellten 
Lage abweichen.

Die Wohnhöfe der Planstraßen A bis C (private Platzflächen) im WR 01 sind mit mind. 
2 Bäumen der Pflanzliste 02 (Stammumfang mind. 14-16 cm) zu bepflanzen. Der 
Kronenbereich unter den Bäumen ist zu begrünen und vor Befahrung zu schützen.

Die Pflanzarbeiten sind spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanz- 
periode vorzunehmen. Vorhandene und anzupflanzende Gehölze sind zu pflegen, 
fachgerecht zu unterhalten und bei Abgang durch gleichwertige Gehölze zu ersetzen. 

Zwischen den Doppel-Stellplätzen am Anger ist ein großkroniger Baum der Pflanzliste 
02 (3x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang mind. 14-16 cm) zu pflanzen und vor 
Befahrung zu schützen. Die Unterpflanzung erfolgt mit Stauden der Pflanzliste 03. 

Pflanzgebot (PG) 01 – Anpflanzung von Gehölzen und Sträuchern auf privaten 
Grünflächen:
Die mit PG 01 gekennzeichneten, privaten Grünflächen sind mit Bäumen und Sträu- 
chern zu bepflanzen. Dazu sind standortgerechte Laubbaumarten der Pflanzliste 02 als 
Hochstämme (3x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang mind. 12 cm) zu pflanzen. 
Hierbei ist ein Mindestabstand von 3 m zu Straßen einzuhalten. Die Pflanzung der 
Bäume erfolgt in versetzten Reihen mit mind. 2 m Pflanz- und Reihenabstand. Dazwi-
schen sind Sträucher (2x verpflanzt, 3 Triebe, H 60 - 100 cm) der Pflanzliste 01 zu 
pflanzen. Pro 100 m2 sind dabei mind. 5 Bäume und mind. 3 Sträucher zu pflanzen. 

Pflanzgebot (PG) 02 – Anpflanzung von Baumreihen auf öffentlichen Grünflächen:
Die mit PG 02 gekennzeichneten Flächen sind mit standortgerechten Laubbaumarten 
der Pflanzliste 02 als Hochstämme (3 x verpflanzt, Stammumfang 14 - 16 cm, mit 
Ballen) zu bepflanzen. Von der Straße ist ein Mindestabstand von 3 m einzuhalten. Die 
Bäume sind mit einem Abstand von jeweils mind. 10 m zueinander zu setzen. Auf 40 m 
sind dabei mind. 3 Bäume zu pflanzen. Die Bäume sind mit standortgerechten Sträu- 
chern (2x verpflanzt. 3 Triebe, H 60 - 100 cm) der Pflanzliste 02 zu unterpflanzen. Auf 
40 m sind dabei mind. 13 ausladende Arten oder mind. 20 sonstige Arten zu pflanzen. 

Pflanzgebot (PG) 03 – Anpflanzung von dichten Baumgruppen auf öffentlichen 
Grünflächen:
Die mit PG 03 gekennzeichneten Flächen sind analog PG 02 zu bepflanzen, jedoch in 
versetzten Baumgruppen mit mind. 4 m Pflanz- und Reihenabstand. Pro 100 m2 sind 
dabei mind. 4 Bäume zu pflanzen.

Pflanzgebot (PG) 04 - Anpflanzung von Feldhecken auf öffentlichen Grünflächen:
Die mit PG 04 gekennzeichneten Flächen sind mit standortgerechten Sträuchern (2 x 
verpflanzt, 3 Triebe, H 60 - 100 cm) der Pflanzliste 01 zu bepflanzen. Die Sträucher 
sind versetzt zu pflanzen (je 1 m Pflanzabstand).  Die einzelnen Arten sind mit jeweils 
mind. 3 Pflanzen gruppenweise zu pflanzen. 

Pflanzgebot (PG) 05 – Begrünung der öffentlichen Grünflächen mit Staudenfluren:
Die mit PG 05 gekennzeichneten Flächen (öffentliche Grünflächen) sind als Ruderalflur 
auszubilden. Dabei sind standortgerechte, insektenfreundliche Pflanzen der Pflanzliste 
03 zu verwenden. Auf der mit “Spielplatz“ gekennzeichneten Fläche im Bereich des 
Angers dürfen befestigte Flächen max. 15% einnehmen. Der Abflussbeiwert der befes- 
tigten Flächen wird gemäß ATV-DVWK-M 153 und DIN 1986-100 auf ≤ 0,6 begrenzt.

9.3 Festsetzungen für private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Private, nicht überbaute Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten. Kies- und 
Schottergärten sind nicht zulässig. Freiflächen sind vorwiegend mit einheimischen 
Gehölzen zu begrünen. Auf den privaten Baugrundstücken ist je angefangene 200 m2 
versiegelter Fläche ein standortgerechter mittel- oder großkroniger Laubbaum (3 x 
verpflanzt, Stammumfang des ersten Baumes von 16-18 cm, Stammumfang der 
weiteren Bäume mind. 14-16 cm, mit Ballen) zu pflanzen.
 
Der Standort von im Plan festgesetzten Bäumen ist variabel. Vorhandene Bäume 
können angerechnet werden. 

Im WA 01 ist der vom Parkdeck unterbaute Bereich als intensiv begrünte Fläche herzu- 
stellen. Die durchwurzelbare Bodenüberdeckung ist mit einer Substratschichthöhe von 
mind. 70 cm vorzusehen und mit Stauden und Bodendeckern der Pflanzliste 03 sowie 
Sträuchern der Pflanzliste 01 zu begrünen. Für anzupflanzende Bäume muss die 
Schichtstärke des durchwurzelbaren Substrataufbaus mind. 1,00 m auf einer Fläche 
von 12 m2 je Baum betragen. 

Private, nicht überbaute Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für eine andere zu- 
lässige Nutzung benötigt werden, zu begrünen, zu unterhalten und dürfen nicht in 
einer, die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernden Weise befestigt 
werden. Je angefangene 200 m2 Grundstücksfläche ist ein standortgerechter hoch- 
stämmiger, stadtklimaverträglicher Baum der Pflanzliste 02 (3x verpflanzt, mit Ballen) 
zu pflanzen und zu pflegen. Der erste Baum ist mit einem Stammumfang von 
16-18 cm und jeder weitere Baum mit einem Stammumfang von mind. 14-16 cm zu 
pflanzen. Die Pflanzung von Koniferen ist nicht zulässig. 

9.4 Pflanzlisten

Pflanzliste 01 – Sträucher (* ausladende Sträucher ab 3 m Breite)
Besenginster - Cytisus scoparius
Gelber Hartriegel - Cornus mas
Gemeine Hasel* - Corylus avellana
Hainbuche* - Carpinus betulus
Kupfer-Felsenbirne* - Amelanchier lamarckii
Schwarze Johannisbeere - Ribes nigrum

Pflanzliste 02 – Bäume (* Großkronige Bäume 20-40 m Wuchshöhe)
Amberbaum* - Liquidambar styraciflua 
Berg-Ahorn* - Acer pseudoplatanus
Eberesche  - Sorbus aucuparia   
Elsbeere* - Sorbus torminalis
Feldahorn - Acer campestre
Hainbuche - Carpinus betulus 
Lederhülsenbaum - Gleditsia triacanthos
Purpur-Erle - Alnus x spaethii
Spitzahorn* - Acer platanoides
Traubeneiche* - Quercus petraea

Pflanzliste 03 – Stauden, Bodendecker (* insektenfreundlich, B Bodendecker)
Balkan-Storchschnabel ‘Ingwersen‘B - Geranium maccrorrhizum ‘Ingwersen‘
Dahlien* - Dahlia
Flausch-Federgras - Stipa pennata
Hohe Fetthenne* - Hylotelephium telephium
Jakobsleiter* - Polemonium caeruleum
Kaukasus-Flockenblume* - Centaurea dealbata
Lampenputzergras - Pennisetum alopecuroides
Reitgras - Calamagrostis x acutiflora
Roter Sonnenhut* - Echinacea purpurea
Weicher FrauenmantelB - Alchemilla mollis
Zwerg-Glockenblume*B - Campanula cochleariifolia

 10 Flächen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten sind 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Auf der öffentlichen Grünfläche im Bereich des Angers sind Fahrrechte zu Gunsten der 
Ver- und Entsorgungsunternehmen einzuräumen.

Auf den privaten Verkehrsflächen sind Leitungsrechte zugunsten der Ver- und Entsor- 
gungsträger einzuräumen. 

Auf der öffentlichen Grünfläche südlich der Fuß- und Radwegeverbindung sind Lei- 
tungsrechte für Telekommunikationskabel zugunsten des Versorgungsunternehmens 
einzuräumen.

Innerhalb der in der östlichen Grünfläche zwischen WR 02 und WR 03 gekennzeich- 
neten Fläche ist ein Fahrrecht zu den Baugrundstücken zu sichern. 

Auf der privaten Grünfläche zwischen WR 03 und WA 02 sind Gehrechte zu Gunsten 
der Allgemeinheit einzuräumen.

11 Aktive Nutzung erneuerbarer Energien (§ 9 Abs. 23b BauGB) 

Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche und sonstige technische Maßnahmen 
für den Einsatz erneuerbarer Energien (insbesondere Solarenergie) vorzusehen. 

Nutzbare Dachflächen von Gebäuden und baulichen Anlagen innerhalb der überbau- 
baren Grundstücksflächen sind zu mind. 50% mit Sonnenkollektoren oder Photovoltaik- 
anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solar- 
mindestflache).

Wohngebäude müssen mindestens dem KfW40-Standard entsprechen.

12 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs- und Gewerbelärm 
- Lärmpegelbereiche -

Für die Bauflächen des Plangebietes ist sicherzustellen, dass die Anforderungen an 
den Schallschutz schutzbedürftiger Räume eingehalten werden. Räume mit besonders 
sensiblen Nutzungen sind ggf. mit einer vom Öffnen der Fenster unabhängigen Lüftung 
auszustatten. 

Zur Festlegung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen der im Plan- 
gebiet liegenden Gebäude sind folgende Lärmpegelbereiche (gem. DIN 4109) aus den 
maßgeblichen Außenlärmpegeln für Verkehrs- und Gewerbelärm, zu berücksichtigen: 

Tabelle (aus GICON: Schalltechnische Untersuchung, Bericht M230043-V-01vom 23.05.2023 S.21): 
Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen 

Die durch Verkehrslärm auf die jeweiligen Fassaden einwirkenden Lärmpegelbereiche 
(LPB) sind in der Planzeichnung (s. Beiplan 03) entsprechend gekennzeichnet. 

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen ei- 
nes Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung gerin- 
gere Anforderungen an den Lärmschutz resultieren. 

Gewerblicher Lieferverkehr durch LKW und damit zusammenhängende Verladevor- 
gänge, die nicht händisch oder mit anderen schalltechnisch irrelevanten Hilfsmitteln 
durchgeführt werden, sind ausschließlich im Tagzeitraum außerhalb der Ruhezeiten 
von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr zulässig.

Die Nutzung von Freisitzen (Außenbestuhlung) von gastronomischen Einrichtungen ist 
nur im Tagzeitraum bis 22:00 Uhr gestattet.

Im Bereich zwischen WR 01 und Friedhofsmauer ist während der Bauphase zur Ab- 
schirmung von Baustellenlärm eine Maßnahme vorzusehen, durch die ein 3 m hoher 
Lärmschutz entsteht.

Wärmepumpen sind so anzuordnen oder abzuschirmen, dass sie das Umfeld weder 
akustisch noch optisch negativ beeinträchtigen und sich in die Gestaltung des Wohn- 
gebäudes einfügen.

13 Bedingte Festsetzungen (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Artenschutz - Vorgezogene Ausgleichs- und Vermeidungsmaßnahmen

Die Baufeldfreimachung innerhalb des Plangebietes ist erst zulässig, wenn der Ab- 
schluss der folgenden Maßnahmen bestätigt und das Baufeld durch die Untere Natur- 
schutzbehörde freigegeben wurde. 

Die in den Beiplänen 01 und 02 (Blatt 01 - Planzeichnung) dargestellten Ersatzmaß- 
nahmen sind zum Ausgleich unvermeidbarer Beeinträchtigungen auf Schutzgüter aus- 
zuführen.

E 1 - Ersatzmaßnahmen / ASM 8: Entwicklung einer mageren Frischwiese 
Auf dem ca. 0,45 ha großen Flurstück 81, Gemarkung Korbitz ist nach Anlage der 
Frischwiese im 1. Jahr ist eine 3-schürige Mahd mit Beräumung des Mahdgutes durch- 
zuführen. Der 1. Schnitt ist dabei bis Ende Mai zu realisieren. Nachfolgend ist eine 
2-schürige Mahd mit Beräumung bzw. eine einschürige Mahd mit Schafbeweidung 
vorzusehen.

E 2 – Ersatzmaßnahmen / ASM 8: Heckenpflanzung
An der westlichen Grenze der Biotopausgleichsfläche (Flurstück 81, Gemarkung Kor- 
bitz) ist eine ca. 35 m lange und 5 m breite Heckenpflanzung mit gebietsheimischen 
Gehölzen durchzuführen. Bei der Anlage ist eine Zufahrtsöffnung im Südwesten zu 
belassen.

E 3 - Ersatzmaßnahme: Erstaufforstung eines Laubwaldes trockenwarmer Standorte
Auf dem Flurstück 85/6 der Gemarkung Korbitz ist auf einer Fläche von 15.500 m2 eine 
Erstaufforstung zu einem Laubwald trockenwarmer Standorte bis Ende 2025 durchzu- 
führen. 

E 4 – Ersatzmaßnahme: Markierung und Umsiedeln von Ameisennestern
Das nachgewiesene Nest der Waldameise sowie ggf. weitere durch die Bauarbeiten 
gefährdete Ameisennester sind vor der Baufeldfreimachung in Absprache mit der 
Unteren Naturschutzbehörde durch Flatterbänder zu markieren. Nester besonders ge- 
schützter Ameisenarten, welche baubedingt nicht erhalten werden können, sind vor 
Beginn der Baumaßnahmen durch einen Fachgutachter in der Sonnungsphase zwi- 
schen Mitte April und Ende Juni bei geeigneten Witterungsbedingungen umzusetzen. 

6 Einfriedungen

Entlang öffentlicher Straßen und Wege sind Einfriedungen in Form von Hecken und 
darin einbezogene Maschen- oder Knüpfdrahtzäune sowie Holz- und Metallzäune bis 
zu 1,20 m Höhe mit mind. 0,50 m Abstand zur Grundstücksgrenze an Verkehrsanlagen 
zulässig. Sträucher, Stauden und Bodendecker bis zu einer Höhe von 0,90 m können 
davor stehen. Blickdichte Einfriedungen zum öffentlichen Straßenraum sind nicht 
zulässig. Einfriedungen zum Nachbargrundstück sind bis zu einer Höhe von 1,20 m 
zulässig. Zaunsockel sind nicht zulässig.

7 Mülltonnenstandorte

Die Standplätze für Mülltonnen der privaten Grundstücke sind sonnen- und windge- 
schützt zu errichten und blickdicht einzufrieden. Zu Fassadenöffnungen von Wohn- 
räumen ist ein Mindestabstand von 5,00 m einzuhalten.

8 Stützwände

Stützwände dürfen nicht höher als 1,50 m sein. Stützwände sind als Trockenmauern 
oder Gabionen aus Naturstein oder begrünte Mauern herzustellen. Höhere Gelände- 
sprünge, die sich aus der Topografie oder Erschließung ergeben, sind zu terrassieren.

9 Werbeanlagen

Werbeanlagen sind ausschließlich im WA 01 zulässig und auch nur für die dort ange- 
botenen Leistungen. Die Werbeanlagen sind auf eine Größe von max. 0,50 m² be- 
schränkt und unbeleuchtet auszuführen.

III Nachrichtliche Übernahmen von Festsetzungen nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften (§ 9 Abs. 6 BauGB)

1 Kulturdenkmale

Nördlich, unmittelbar an das Plangebiet angrenzend, befindet sich das Kulturdenkmal 
“Neuer Johannisfriedhof“, das einschließlich seiner Einfriedungsmauer dem Denkmal- 
schutz unterliegt. Bauliche Maßnahmen in unmittelbarer Nähe bedürfen einer denkmal- 
schutzrechtlichen Genehmigung oder denkmalschutzrechtlichen Zustimmung im Rah- 
men des Baugenehmigungsverfahrens.

Die Einfriedungsmauer ist vor Schädigungen im Rahmen von Baumaßnahmen wirk- 
sam zu schützen. Die Baustelleneinrichtung hat so zu erfolgen, dass keine Denkmal- 
substanz beschädigt oder verändert wird. Insbesondere dürfen keine Materialien gegen 
die Friedhofsmauer gelehnt werden. Vor Baubeginn ist die Einfriedungsmauer im 
Bereich des Plangebietes zu dokumentieren.

2 Archäologische Bodenfunde

Archäologische Kulturdenkmale aus dem Umfeld, die nach § 2 SächsDschG Gegen- 
stand des Denkmalschutzes sind (eisenzeitliches Gräberfeld [D-60170-03], mittelalter- 
liche Ortskerne [D-60170-01,-02]), belegen eine archäologische Relevanz des Plan-
bereichs.

Vor Beginn von Bodeneingriffen müssen im Rahmen von Erschließungs- und Bauar- 
beiten durch das Landesamt für Archäologie im von Bautätigkeit betroffenen Areal ar- 
chäologische Grabungen durchgeführt werden. Auftretende Befunde und Funde sind 
sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren. 

3 Abfallentsorgung

Die Stellplätze für die privaten Mülltonnen sind so anzuordnen, dass Entsorgungsfahr- 
zeuge keine Privatstraßen benutzen müssen. Im Bereich des Angers sind Abfallbe- 
hälter für Hundefäkalien zu errichten.

4 Flächen für die Feuerwehr

Flächen für die Feuerwehr müssen der DIN 14090 entsprechen. Die Flächen sind für 
eine Achslast von mind. 10 t auszulegen. Für jedes Gebäude muss eine Löschwasser- 
entnahmestelle in max. 100 m Entfernung erreichbar sein. Die Abstände der Hydranten 
untereinander dürfen 120 m nicht unterschreiten. Es muss eine Löschwassermenge 
von mindestens 96 m3/h für die Dauer von 2 Stunden vorhanden sein.

5 Radonschutz

Der Plangeltungsbereich liegt nicht innerhalb eines festgelegten Radonvorsorgege- 
bietes. Für das zukünftige Baugebiet liegen gem. Gutachten der IAF Radioökologie 
GmbH vom 06.10.2022 jedoch erhöhte Messwerte der Radon-222-Aktivitätskonzen- 
tration in der Bodenluft vor.

IV Hinweise

1 Artenschutz

Das besondere Artenschutzrecht (§ 44 ff. BNatSchG) steht neben dem Baugenehmi- 
gungsverfahren und ist stets zu beachten. Das Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG kann nach §§ 69,71 BNatSchG geahndet werden.

Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 

ASM 1 – Baustelleneinrichtung
Eingriffe in die Fläche bzw. Ausdehnung der Baustelle sind auf das absolut notwendige 
Maß zu reduzieren. Beim Anlegen von Baugruben und allen anfallenden Arbeiten sind 
Fallen für Kleintiere und Vögel zu vermeiden. 

ASM 2 – Bauzeitenregelung 
Nach § 39 Abs. 5 BNatSchG sind Gehölzrodungen nur im Zeitraum von Anfang Okto- 
ber bis Ende Februar vorzunahmen. Vor Rodungs- und Abrissarbeiten ist eine Kontrolle 
auf Besatz mit geschützten Arten mit fachgutachterlicher Baubegleitung durchzuführen. 
Eingriffe in den Boden sowie Verdichtungen des Bodens durch das Befahren mit 
schwerem Gerät sind in den Gartenanlagen im Süden (Flurstück 469/3) vor der Aktivi- 
tätsphase der Zauneidechsen und vor der Aktivitätskontrolle der Baubegleitung Arten- 
schutz grundsätzlich zu unterlassen. Sollte vorab eine Gehölzentfernung in den süd- 
lichen Gartenanlagen notwendig werden, sind die Stubben zunächst im Boden zu be- 
lassen und erst in der Aktivitätsphase der Zauneidechsen in Rücksprache mit der 
Baubegleitung Artenschutz ab April zu ziehen. 

ASM 3 - Baubegleitung 
Alle Baumaßnahmen und sonstigen Eingriffe in den Naturhaushalt sind fachgutach- 
terlich (teilw. in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde) zu begleiten, um die 
Durchführung und Einhaltung der vorgesehenen Maßnahmen zum Artenschutz ent- 
sprechend dem vorliegenden Gutachten zu überwachen und somit die Verbotstatbe- 
stände nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu vermeiden.

ASM 4 - Erhalt und Schaffung von Gehölzstrukturen
Bei der Pflanzung von Gehölzen ist darauf zu achten, dass die Gehölze möglichst ab 
dem Zeitpunkt der Pflanzung als Brutplatz zur Verfügung stehen (z.B. niedrige Büsche 
mit dichtem Bewuchs mit Pflanzgrößen zwischen 60 und 100 cm mit mind. 2 bis 5 Trie- 
ben). 

ASM 5 - Wahl geeigneter Beleuchtungsmittel 
Die Beleuchtung der Gebäude, Wege und Plätze ist auf ein Minimum zu reduzieren. 
Vorzugsweise sind LED-Lampen, die eine geringe Anziehung nachtaktiver Insekten 
verursachen, zu verwenden. Die Aufstellhöhe der Lampen ist möglichst niedrig zu wäh- 
len und ein horizontaler bzw. nach oben abstrahlender Lichtpegel ist zu vermeiden. 
Mehrere energieschwache niedrige Lampen sind grundsätzlich besser geeignet als 
wenige energiestarke Lampen auf hohen Masten.

ASM 6 – Verminderung des Kollisionsrisikos an Glasflächen
Gebäudefassaden sind so auszubilden, dass sie keine spiegelnden Flächen und keine 
transparenten Glasflächen an exponierten Stellen (Durchsicht) aufweisen. 

2 Archäologische Bodenfunde

Innerhalb des Plangebietes können im Zusammenhang mit Baumaßnahmen weitere, 
bisher unbekannte, archäologische Bodenfunde zu Tage treten. Auf die nach § 20 
SächsDSchG bestehende Meldepflicht wird hingewiesen. Demnach sind bis zum Ab- 
lauf des 4. Tages nach Anzeige beim Landesamt für Archäologie der Fund und die 
Fundstelle in unverändertem Zustand zu erhalten und zu sichern. 

3 Kampfmittelbelastung

Für das betreffende Gebiet ist bisher keine Belastung mit Kampfmitteln bekannt. Bei 
auffälligen Funden ist der Kampfmittelbeseitigungsdienst Sachsen zu informieren. An- 
zeigen über Kampfmittelfunde nimmt auch jede Polizeidienststelle entgegen. Sollten 
bei der Bauausführung Kampfmittel oder andere Gegenstände militärischer Herkunft 
gefunden werden, so wird auf die Anzeigepflicht entsprechend der Kampfmittelver- 
ordnung verwiesen.

VI Fachplanungen / Gutachten

Folgende Fachplanungen und Gutachten werden Anlagen zur Begründung:

Voruntersuchung zur Versickerungsbeurteilung des Untergrundes am Standort des 
geplanten Wohngebietes “Fürstenberg“ (Fachtechnische Stellungnahme)
Stand: 25.09.2020
(M.U.T. Meißner Umwelttechnik GmbH, Meißen)

Baugrundgutachten – Voruntersuchung nach DIN 4020
Stand: 22.04.2022
1. Nachtrag zum Baugrundgutachten
Wohnungsbaustandort “Fürstenberg“ (Versickerungsversuche)
Stand: 11.07.2022
(M.U.T. Meißner Umwelttechnik GmbH, Meißen)

Radiologische Vorerkundung für das Bauvorhaben 
“Wohnungsbaustandort Fürstenberg in 01662 Meißen“
Stand: 21.09.2022
(IAF – Radioökologie GmbH, Radeberg)

Artenschutzbeitrag
zum Wohngebiet Fürstenberg, Große Kreisstadt Meißen
Stand: 19.08.2022
(MEP Plan GmbH, Dresden)

Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan
zum Bebauungsplan “Wohngebiet Fürstenberg“
Stand: 07.11.2023
(MEP Plan GmbH, Dresden) 

Verkehrsgutachten zur äußeren Erschließung des 
Wohngebietes “Fürstenberg“ in Meißen 
Abschlussbericht, 28.10.2022
(SVU Dresden Stadt-Verkehr-Umwelt, Dresden)

Erschließungskonzeption
Verkehrsanlagen, Ingenieurbauwerke, Leitungskoordinierung
Stand: 09.12.2022
(Zscheile + Krause Ingenieurgesellschaft mbH, Riesa)

Energetisches Versorgungskonzept für das Wohnquartier Fürstenberg
Abschlussbericht, 14.12.2022
(IGC Ingenieurgesellschaft Cossebaude GmbH, Dresden)

Schalltechnische Untersuchung - Verkehr & Maßgebliche Außenlärmpegel -
für den Bebauungsplan “Wohngebiet Fürstenberg“ in Meißen 
Bericht M230043-V-01 vom 23.05.2023
(GICON Großmann Ingenieur Consult GmbH, Dresden)

Schalltechnische Untersuchung - Gewerbe -
für den Bebauungsplan “Wohngebiet Fürstenberg“ in Meißen 
Bericht M230043-G-01 vom 23.05.2023
(GICON Großmann Ingenieur Consult GmbH, Dresden)

Schalltechnische Untersuchung - Baustelle -
für den Bebauungsplan “Wohngebiet Fürstenberg“ in Meißen 
Bericht M230043-B-01 vom 23.05.2023
(GICON Großmann Ingenieur Consult GmbH, Dresden)

4 Altlasten

Flächen des Plangebietes sind nicht im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) als 
Altlast oder altlastverdächtige Fläche erfasst. Werden bei Bodenaushubarbeiten 
belastete Bodenstellen angetroffen, so ist der Bauherr nach § 13 Abs. 3 Sächsisches 
Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetzt (SächsKrWBodSchG) verpflichtet, sofort 
die zuständige Behörde zu informieren. 

5 Baugrunderkundung / Bodenschutz

Da keine einheitlichen Baugrundverhältnisse zu erwarten sind, wird empfohlen, recht- 
zeitig vor Baubeginn die jeweils vorgesehene Baufläche detailliert durch Bodenunter- 
suchungen begutachten zu lassen. Die Ausführungen im vorliegenden Baugrundgut- 
achten sind zu beachten (insbesondere Gefahren durch Schichtenwasser). 
Gemäß Geologiedatengesetz besteht die Pflicht zur 

- Anzeige geologischer Untersuchungen und Übermittlung von Nachweisdaten 
  nach § 8
- Übermittlung von Fachdaten geologischer Untersuchungen nach § 9 und 
- Übermittlung von Bewertungsdaten geologischer Untersuchungen nach § 10. Zu-

   ständige Behörde ist das Sächsische Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und
  Geologie (LfULG). Es sind die jeweiligen Fristen einzuhalten. 

Für Anzeigen von Bohrungen und geophysikalischen Untersuchungen wird das Online- 
Portal ELBA.SAX empfohlen. 

Der bei Baumaßnahmen anfallende unbelastete Bodenaushub ist zu trennen und so- 
weit wie möglich im Plangebiet wieder zu verwenden. Mutterböden sind grundsätzlich 
gesondert zu gewinnen und bei nicht sofortiger Wiederverwendung vor Erosion ge- 
schützt in Mieten zwischenzulagern. Für den Oberboden ist während der Zwischenla- 
gerung eine maximale Schütthöhe von 2,00 m nicht zu überschreiten und ein Befahren 
zu vermeiden. Grundsätzlich hat der Umgang mit den im Rahmen der Baumaßnahmen 
anfallenden Böden entsprechend den Ergebnissen der Baugrunduntersuchung zu er- 
folgen.

6 Natürliche Radioaktivität (Radonschutz)

Radiologische Vorerkundungen für das Plangebiet zeigen, dass dem Baugrund ein ho- 
hes Radonrisiko zuzuordnen ist bzw. die Radonkonzentrationen in der Bodenluft als 
signifikant hoch eigeschätzt wird. Die Untersuchungsergebnisse belegen, dass die 
Schwelle des Radonpotenzials an allen Messpunkten teilw. deutlich überschritten wird. 
Im gesamten Baugebiet sind deshalb hohe Anforderungen an eine radonsichere Bau- 
weise zu stellen. Bei allen baulichen Anlagen mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplät- 
zen sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Bau- 
grund zu verhindern. Die Einbeziehung eines geeigneten Ingenieurbüros für radiolo- 
gische Untersuchungen bei der weiteren Planung und der Realisierung der Bauvor- 
haben wird empfohlen.

Aus gesetzlicher Sicht sind nur die Regelungen von § 123 Abs. 1 Nr. 1 Strahlenschutz- 
gesetz (StrlSchG) zu erfüllen. D.h. wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Ar- 
beitsplätzen errichtet, hat grundsätzlich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zu- 
tritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese 
Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden.

Das LfULG empfiehlt daher, beim Neubau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen neben der fachgerechten Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des 
Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik einen zusätz- 
lichen Radonschutz einzuplanen und eine der Möglichkeiten nach § 154 Strahlen- 
schutzverordnung (StrlSchV) durchzuführen:

1. Verringerung der Radon-222-Konzentration unter dem Gebäude
2. gezielte Beeinflussung der Luftdruckdifferenz zwischen Gebäudeinnerem und

Bodenluft an der Außenseite von Wänden und Böden mit Erdkontakt
3. Begrenzung der Rissbildung an Wänden und Böden mit Erdkontakt und Auswahl

diffusionshemmender Betonsorten mit der erforderlichen Dicke der Bauteile
4. Absaugung von Radon an Randfugen oder unter Abdichtungen
5. Einsatz diffusionshemmender, konvektionsdicht verarbeiteter Materialien oder

Konstruktionen.
 
Bei der Umsetzung der Radonschutzmaßnahmen sollte darauf geachtet werden, dass 
diese ordnungsgemäß ausgeführt und bereits verbaute Radonschutzmaßnahmen nicht 
durch Unachtsamkeit oder Unwissenheit durch beispielsweise nachfolgende Gewerke 
beeinträchtigt oder beschädigt werden. Hier hilft Aufklärung und Sensibilisierung aller 
am Bau Beteiligten. Es ist empfehlenswert Zwischenabnahmen durchzuführen, bevor 
weitere Arbeiten begonnen werden, die Nachbesserungen oder Ergänzungen erschwe- 
ren oder verhindern. Wenn möglich sollte spätestens abschließend eine Messung der 
Radonaktivitätskonzentration erfolgen. Denn nur so kann geprüft werden, ob die getrof- 
fenen Maßnahmen auch wirksam sind. Auch bei der nachfolgenden Gebäudenutzung 
sollte darauf geachtet werden, dass eingebaute Radonschutzmaßnahmen beispiels- 
weise durch nachträglich veranlasste bauliche Veränderungen nicht beeinträchtigt oder 
beschädigt werden.

7 Gehölzschutz

Unabhängig der Festlegungen des Bebauungsplans ist die Baumschutzsatzung der 
Großen Kreisstadt Meißen in ihrer gültigen Fassung zu beachten.

8 Belange des Vermessungswesens

Vermessungs- und Grenzmarken sind entsprechend § 6 SächsVermGeoG nicht zu ent- 
fernen bzw. zu verändern. Sollten Maßnahmen getroffen werden, wodurch genannte 
Punkte gefährdet sind, ist ein öffentlich bestellter Vermessungsingenieur mit der Siche- 
rung und ggf. Wiederherstellung betroffener Punkte zu beauftragen.

9 Sicherung der Erschließung

Abwasser: Die Abwasserentsorgung von Schmutz- und Niederschlagswasser im Plan- 
gebiet wird über die öffentliche Kanalisation gesichert. Näheres dazu wird im Erschlie- 
ßungsvertrag zwischen Stadt und dem Eigenbetrieb Abwasser geregelt.

Sicherung der Versorgung mit Trinkwasser und Elektroenergie: Es ist ein Erschlie- 
ßungsvertrag mit den Meißner Stadtwerken abzuschließen. 

Telekommunikation: Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes 
sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen 
Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaß- 
nahmen im Bebauungsplangebiet dem zuständigen Versorgungsträger so früh wie 
möglich, spätestens sechs Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

10 Hinweis zu DIN-Normen und technischen Regelwerken

Die der Planung zugrunde liegenden DIN-Vorschriften und technischen Regelwerke 
können während der Sprechzeiten bei der Stadtverwaltung Meißen, Bauamt, Leipziger 
Straße 10 eingesehen werden.

V Geltende Rechtsvorschriften


	02 [Blatt_02_Textl_Festsetzungen_A0]
	Ansichtsbereich-17
	Ansichtsbereich-16
	Ansichtsbereich-18
	Ansichtsbereich-23
	4/06


